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Einführung

Zu Beginn eines Vortrages, ob bei Pflegedienst- und Einrichtungslei-
tungen, aber auch bei Schülerinnen und Schülern der AWO-Pflegeaka-
demie des Sozialträgers, den ich in strafrechtlichen Angelegenheiten
berate, stelle ich oftmals die provokante Frage: „Als Pflegekraft stehe
ich immer mit einem Bein im Gefängnis?“.

Diese Frage kann man durchaus jeder Pflegekraft, sei es in der Se-
nioren-, Kinder- und Jugend-, Krankenhauspflege, der psychiatrischen
Pflege und selbstverständlich auch in Behindertenwerkstätten stellen.

Die angehenden examinierten Pflegekräfte können mit dieser Fra-
ge zunächst nichts anfangen, da ihnen je nach Ausbildungsjahr und
-stand die täglichen Erfahrungen aus dem Pflegealltag fehlen, die Aus-
gangspunkt und Grundlage dieses Buches wurden.

Das Buch richtet sich an all diejenigen, die den Beruf der Pflege-
fachfrau oder des Pflegfachmanns1 erlernen, sowie an Studierende der
Hochschulen, aber auch an diejenigen, die als examinierte Pflegekräfte
oder Einrichtungs-/Pflegedienstleitungen täglich den Problemen ge-
genüberstehen, die zu Ermittlungen durch Staatsanwaltschaft und Po-
lizei führen können. Darüber hinaus dürften die Ausführungen auch
für Kolleginnen und Kollegen hilfreich sein, die Sozialträger rechtlich
beraten.

Es soll zu einer Sensibilisierung und mehr Aufmerksamkeit vor ge-
wollter oder ungewollter Gewalt in stationären Einrichtungen oder bei
ambulanten Pflegediensten führen und eine Unterstützung im Um-
gang mit Staatsanwaltschaft und Polizei bieten, wenn Ermittlungen in
Einrichtungen oder Pflegediensten durchgeführt werden.

Nach der Lektüre des Buches kann die provokante Frage sicherlich
beantwortet werden.

1 Berufsbezeichnung ab 2020 mit Einführung des Pflegeberufereformgesetz:
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/gesetze/pflegeberufe-reformgesetz-/119230.
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Lediglich aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit wurde über-
wiegend die männliche Schreibweise gewählt, wohlwissend, dass die
Berufe in der Pflege überwiegend von Frauen ausgeübt werden. Die
Ausführungen gelten geschlechtsunabhängig für sämtliche derzeit
rechtlich geltenden Identitäten.

  
Saarbrücken, September 2019
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Einleitung

Die deutsche Rechtsordnung kennt ein vielfältiges Sanktionsprinzip
für ein menschliches Fehlverhalten, von dem der Staat2, dem das Sank-
tionsmonopol zusteht3, ausgeht, die Gesellschaft fordere, dass ein sol-
ches Fehlverhalten sanktioniert werde.

Zu den bekanntesten Vorschriften, die Sanktionen für menschli-
ches Fehlverhalten bereithalten, gehören das Strafgesetzbuch (StGB)
und das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG), insbesondere im
Zusammenhang mit der Straßenverkehrsordnung (StVO).

Darüber hinaus kennt das deutsche Recht Sanktionsvorschriften in
Form von Straf- und Bußgeldtatbeständen in einer großen Vielzahl an-
derer Gesetze.

Als Beispiele seien genannt das BtMG, AMG, DSGVO und BDSG,
BetrVG, MPG u.v. m..

Mit der nachfolgenden Darstellung sollen die einzelnen Sanktions-
vorschriften, aber auch der Umgang mit diesen und den Personen, die
die Sanktionen anwenden wollen, besprochen und dargestellt werden.

Die strafrechtlichen Sanktionen wenden sich in Deutschland nach
wie vor an Individuen und nicht an Unternehmen und damit auch
nicht an Sozialträger und Sozialkonzerne.

Zwar ist ein Unternehmensstrafrecht in Deutschland in der Dis-
kussion4, aber bis zum heutigen Zeitpunkt nicht vorhanden. Dies be-
deutet, dass nicht die Unternehmen der Pflegewirtschaft, sondern bis-
her nur deren Mitarbeiter für strafrechtliches Fehlverhalten sanktio-
niert werden.

Eine Ausnahme kennt das deutsche Ordnungswidrigkeitenrecht.
Eine Sanktionsmöglichkeit gegenüber Inhabern von Unternehmen

2 Nolte/Aust/Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 103 Abs. 2 Rdnr.101.
3 Remmert/Maunz-Düring, GG, Art. 103 Abs. 2 Rdnr. 35.
4 Zum Stand der Diskussion: Beukelmann, Neues Sanktionenrecht für Unternehmen

geplant, NJW Spezial 2018,184.
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und auch Unternehmen selbst eröffnen §§ 9,30,130 OWiG. Diese Vor-
schriften sanktionieren ein Fehlverhalten von Unternehmen, wenn
diese es unterlassen, dafür Sorge zu tragen, dass der Betrieb oder das
Unternehmen nicht gegen Straf- oder Bußgeldtatbestände verstößt.
Auf europäischer Ebene5 ist ein Unternehmensstrafrecht in vielen
Staaten eingeführt.

Bußgelder6 als Sanktionsinstrument des Ordnungswidrigkeiten-
rechts können auch gegenüber Unternehmen verhängt werden. Be-
kanntes Beispiel hierfür sind die Verfahren nach dem Kartellrecht we-
gen Preisabsprachen. Die sehr hohen Bußgelder richten sich direkt an
die Unternehmen.

5 Trüg, Sozialkontrolle durch Strafrecht – Unternehmensstrafrecht, StraFo 2011, 471
(471 1. Der europäische und außereuropäische Kontext – eine Bestandsaufnahme.)

6 Ost, Kartellbußgeldverfahren zwischen deutschem Systemdenken und europäischer
Konvergenz: https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Reden/
Konrad Ost – Kartellbußgeldverfahren zwischen deutschen Systemdenken und eur
opäischer Konvergenz.html.
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Allgemeine Grundsätze

Die Tat

Allen Texten des StGB und des OWiG ist gemeinsam, dass diese von
einer (Straf-) Tat sprechen. Zentraler Begriff ist die Tat, die nicht ein-
heitlich im StGB, StPO und GG verstanden wird7. Grundgesetz
Art. 103 Abs. 2 und StPO § 264 Abs. 1 enthalten den sogenannten pro-
zessualen Tatbegriff. Dieser definiert sich als der von der Anklage-
schrift beschriebene Vorgang einschließlich mit diesem im Zusam-
menhang stehenden Vorkommnissen und tatsächlichen Vorgängen,
die geeignet sind zu prüfen, ob die Gesamtheit dieser Umstände und
Vorgänge eine strafbare Handlung darstellt8.

Die §§ 52 und 53 StGB fassen eine Handlung, die mehrere Straftat-
bestände betreffen oder einen Straftatbestand mehrmals, aber auch
mehrere selbständige Straftaten, die gleichzeitig abgeurteilt werden, zu
einer einheitlichen Strafe zusammen, sog. materiell-rechtlicher Tatbe-
griff9. Das StGB stellt somit grundsätzlich (Ausnahme noch § 211
StGB-Mord) nicht auf Personen, sondern auf deren Handlungen ab,
die diese Personen dann zu Tätern machen.

Die spezifischen Handlungen von Menschen bestimmen, ob diese
eine Straftat/Ordnungswidrigkeit selbst und somit als Täter oder als
Anstifter/Gehilfe begehen.

Eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit ist also ein Verhalten, das
den Tatbestand eines Strafgesetzes oder eines Gesetzes, das einen Tat-
bestand einer Ordnungswidrigkeit beschreibt, verwirklicht und außer-
dem rechtswidrig und schuldhaft ist10.

I 

1.

7 Eschelbach/Graf, StPO, § 264 Rdnr. 4.
8 BGH 2 StR 578/83 vom 21.12.1983 in StV 1984, 364 (365 2.).
9 BGH 3 StR vom 28.7.2009 in NStZ 2009, 705 (706 5.).

10 Schmidt, Strafrecht AT, S. 17 Rdnr. 27.
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Grundlage der Straftat ist ein menschliches Verhalten11. Der straf-
rechtliche Handlungsbegriff folgt der sozialen Handlungslehre, nach
der eine Handlung im Sinne des Strafrechts ein vom Willen des Men-
schen beherrschtes oder beherrschbares soziales Verhalten ist12.

Geht es im Ordnungswidrigkeitenrecht um die Sanktion eines Un-
ternehmens, so darf nicht verkannt werden, dass es hierbei letztlich
auch um die Sanktion menschlichen Verhaltens geht, das dem Unter-
nehmen als Grundlage seiner „Bestrafung“ zugeschrieben wird, wenn
der Vertreter zugleich Repräsentant des zu sanktionierenden Systems
ist13.

Beteiligte einer Straftat/Ordnungswidrigkeit

Täterschaft

Zunächst stellt sich die Frage, wer Täter einer Straftat ist.
Das deutsche Strafrecht unterscheidet zwischen Täter/Mittäter ei-

nerseits und Anstifter und Gehilfe andererseits. Zu prüfen ist, wer im
strafrechtlichen System der Beteiligungen an einer Straftat die Funk-
tionen Täter/Mittäter oder Anstifter/Gehilfe ausübt.

Das deutsche Strafrecht unterscheidet zwischen der Täterschaft in
Form der Allein-, Mit- oder mittelbaren Täterschaft, § 25 StGB.

Der examinierte Pfleger, der eine Bewohnerin tötet, die examinier-
te Pflegerin, die diesen zur Tötung der Bewohnerin durch Verspre-
chungen bringt, die Pflegeschülerin, die aufpasst, dass niemand den
Pfleger bei dessen Tat stört. Für diese handelnden Personen ist festzu-
stellen, welcher Beitrag diesen bei einer Straftat zugeschrieben werden
muss.

Das StGB bestimmt in § 25, dass Täter einer Straftat diejenige Per-
son ist, die die Straftat selbst oder durch eine andere Person (mittelba-
re Täterschaft) begeht. Im Falle einer mittelbaren Täterschaft bedient
sich der Täter zur Ausführung seiner Tathandlung einer anderen Per-

1.1

1.1.1

11 Wessels/Beulke/Satzger, StGB AT, S. 44 Rdnr. 132.
12 Schmidt, StGB AT, S. 30 Rdnr. 68.
13 Rogall/ Karlsruher Kommentar, OWiG, § 30 Rdnr. 107.
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son14, die im Grundfall dieser Rechtskonstruktion als absichtslos dolo-
ses (ohne Vorsatz) handelndes Werkzeug des Täters verstanden wird15.

Eine einzelne Person, die ohne jegliche Hilfe in Anspruch zu neh-
men, eine Körperverletzungshandlung alleine begeht, ist Täter.

Sind mehrere Personen an einer Straftat beteiligt, so stellt sich die
Frage nach deren Handlungen und wie sich diese Handlungen auf die
Tat auswirken.

Zur Beantwortung dieser Frage bedient sich die Strafrechtslehre
und zunehmend auch die Rechtsprechung16 der Tatherrschaftslehre17.

Mittels dieser Lehre soll festgestellt werden, welche der handeln-
den Personen das Tatgeschehen beherrscht, d. h. das Geschehen plan-
mäßig voranbringt18.

Täterwillen bedeutet, der Täter will die Tathandlung (Schlagen mit
einer Axt auf den Kopf des Opfers) selbst ausführen oder diese Hand-
lung vollumfänglich bestimmend durch eine andere Person ausführen
lassen. Die Tat vollzieht sich ausschließlich nach seiner Vorstellung
und Planung. Hat die helfende Person weder die Tat initiiert, noch un-
mittelbar an der Tatausführung mitgewirkt, das Tatopfer nicht ausge-
sucht, auf die Tatausführung keinen Einfluss gehabt und hat diese Per-
son auch kein maßgebliches Interesse an der Tat, so liegt trotz grund-
sätzlicher Ermöglichung der Tat und Anwesenheit am Tatort keine
Mittäterschaft vor19, auch bei Annahme eines gemeinsamen Tatplans.

Mittäter20 ist somit derjenige, der nicht nur fremdes Tun fördern
will, sondern einen eigenen Tatbeitrag so in den gemeinsamen Ge-
schehensablauf einbringt, dass sein Tatbeitrag Teil des Tatbeitrages des
weiteren Täters wird und umgekehrt.

Treffen diese Merkmale nicht nur auf eine Person, sondern mehre-
re Personen zu, dann handeln diese gemeinschaftlich als Mittäter21.

14 Sehr ausführlich zur mittelbaren Täterschaft: LG Heilbronn 8 KLs 24 Js 28058/15
vom 9.3.2017 in StraFo 2017, 118 (119 rechte Spalte).

15 Fischer, StGB, § 25 Rdnr. 9.
16 Fischer, StGB, vor § 25 Rdnr. 3 und 4 m. w. N..
17 Wessels/Beulke/Satzger, StGB AT, S. 274 Rdnr. 806.
18 Wessels/Beulke/Satzger, StGB AT, S. 274 Rdnr. 806.
19 Sehr gute Darstellung der einzelnen Merkmale: BGH 2 StR 161/17 vom 13.9.2017,

StV 2019, 88 (89[8] und [9]).
20 BGH 1 StR 496/16 vom 10.10.2017 in STV 2018, 719 (720 [11]).
21 Wesels/Beulke/Satzger, StGB AT, S. 278 Rdnr. 811.
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Anstiftung und Beihilfe

Wer Anstifter und Gehilfe einer Tat sind, regeln die §§ 26 und 27
StGB.

Als Anstifter wird nach § 26 StGB bestraft, wer vorsätzlich einen
anderen zu dessen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat bestimmt.
Das bedeutet, ausgehend von der vorstehend beschriebenen Tatherr-
schaftslehre, dass der Anstifter den Täter dazu bringt, eine (seine)
Straftat zu begehen, die der Anstifter zwar selbst auch will, aber eben
nicht selbst ausführen möchte. Nach der Vorstellung des Anstifters soll
die Tat nur geschehen. Wann und auf welchem Wege ist ihm gleich.

Genau betrachtet will der Anstifter dasselbe wie der Täter, nur oh-
ne „Arbeit“, weshalb der Anstifter auch wie ein Täter bestraft wird. Al-
lerdings wird der Anstifter, wie jede an der Tat beteiligte Person, nach
seiner persönlichen Schuld an der Tat bestraft, §§ 26 Abs. 1, 1. Hs, 29
StGB.

Gehilfe ist nach § 27 Abs. 1 StGB derjenige, der vorsätzlich einem
anderen zu dessen vorsätzlich begangener rechtswidriger Tat Hilfe leis-
tet.

Im Gegensatz zum Anstifter bringt der Gehilfe den Täter nicht da-
zu, eine Straftat zu begehen. Der Gehilfe leistet einen Hilfsbeitrag zu
der Straftat, zu deren Verübung der Täter sich bereits entschieden hat,
aber zu deren Umsetzung der Täter Hilfe benötigt, die der Gehilfe leis-
tet. Nach der Tatherrschaftslehre fehlt dem Gehilfen jeglicher Einfluss
auf den Tatplan und Tatablauf. Die Beihilfe ist auch durch ein Unter-
lassen der gebotenen Handlung möglich. Hierzu muss der Gehilfe ver-
pflichtet sein, einen Taterfolg abzuwenden. Diese gebotene Handlung
unterlässt der Gehilfe jedoch nicht, weil er ein Interesse am Eintritt des
Erfolgs wie der Täter hat, sondern die gebotene Handlung mit dem
Vorsatz eines Gehilfen unter beherrschendem Einfluss des Täters un-
terlässt22.

Der Gehilfe wird gem. § 27 Abs. 2 StGB zunächst wie der eigentli-
che Täter bestraft, allerdings ist die Strafe des Gehilfen gegenüber der-
jenigen des eigentlichen Täters zu mildern nach der Vorschrift des § 49
Abs. 1 StGB. In Kriminalfilmen sind die Gehilfen die Fahrer der

1.1.2.

22 BGH 3 StR 95/91 vom 25.9.1991 in NJW 1992, 1246 (1247 3a)).
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Fluchtfahrzeuge, Lieferanten von Waffen und Informationen, die be-
nötigt werden, eine Straftat auszuführen.

Ist Beihilfe von der Täterschaft in Form der Mittäterschaft abzu-
grenzen, so kommt es auf das Maß des eigenen Interesses des Helfers
an der gesamten Tat, den Umfang an Tatbeteiligung und welches Maß
an Tatherrschaft oder zumindest an Willen zur Tatherrschaft feststell-
bar ist und ob der Ausgang der Tat auch vom Willen und Handeln der
Hilfsperson abhängt. Die Person, die diese Merkmale in sich verwirk-
licht, ist nicht Gehilfe, sondern Mittäter23.

In vorgenanntem Beispiel sind:
der examinierte Pfleger Täter, § 25 StGB,
er führt die Tathandlung aus,
die examinierte Pflegerin Anstifterin, § 26 StGB,
sie bringt den Täter dazu, die Tat auszuführen,
die Pflegeschülerin Gehilfin, § 27 Abs. 1 StGB,
sie schützt den Täter davor, entdeckt zu werden.

Voraussetzung für jede Form der Gehilfentätigkeit ist eine vorsätzliche
Haupttat. Anstiftung oder Beihilfe zu einer fahrlässigen Tat sieht das
Gesetz nicht als strafbare Gehilfen-Handlung vor.

Das Ordnungswidrigkeitenrecht differenziert nicht zwischen Tä-
ter und Teilnehmer, sondern sieht jeden als Täter einer Ordnungswid-
rigkeit, der sich an der Tat beteiligt24, gleich wie sich der Tatbeitrag
darstellt. Es handelt sich bei diesem Tätermodell um das sogenannte
Einheitstätermodell, das z. B. auch das österreichische Strafgesetzbuch
vorsieht25.

Daneben kennt das Ordnungswidrigkeitenrecht als Täter einer
Ordnungswidrigkeit neben natürlichen Personen, also Menschen, auch
juristische Personen, somit Unternehmen und auch Vereine, § 30
OWiG.

23 Vgl. zur Abgrenzung: BGH 3 StR 439/15 vom 8.12.2015 in StV 2016, 648 [5] a.
24 Rengier/Karlsruher Kommentar, OWiG, § 14 Rdnr. 4.
25 Renzikowski/Maurach/Gössel/Zipf, StGB AT, Band 2, S. 375 Rdnr. 2 m. w. N.
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Delegation von Aufgaben und Täterschaft

Die Delegation von Aufgaben als Form einer Arbeitsteilung ist ein täg-
licher Vorgang in der Pflegepraxis, unabhängig davon, ob die Pflege-
leistung in Senioreneinrichtungen oder Krankenhäusern erbracht wird.
Geprägt wird die Delegation von dem Vertrauen26 in die Kompetenz
der Kollegen hinsichtlich der Erbringung und des Erfolgs der gemein-
samen Aufgabe.

Delegieren27 bedeutet, jemanden oder etwas jemandem überwei-
sen, jemanden zu etwas beauftragen, eine selbstdurchzuführende Auf-
gabe auf eine andere Person zu übertragen.

Kommt es bei der Ausführung der delegierten Aufgabe zu Proble-
men, die sich auf das körperliche Wohlbefinden der zu pflegenden
Person auswirken oder gar zu deren Tod führen, stellt sich in straf-
rechtlicher Sicht die Frage, welche der handelnden Personen hierfür
verantwortlich28 ist. Ist diejenige Person Täter, die die Aufgabe dele-
giert oder ausschließlich diejenige Person, die die delegierte Aufgabe
ausführt oder sind beide als Mittäter zu bestrafen?

Gesetzliche Vorgaben, wie sich eine Delegation zu vollziehen hat
und unter welchen Voraussetzungen die Delegation einer Aufgabe zu-
lässig ist, existieren nicht.

Allerdings haben sich Grundsätze entwickelt, nach denen die Zu-
lässigkeit der Delegation einer Aufgabe zu prüfen ist. In strafrechtli-
cher29 Hinsicht sind dies das Auswahlverschulden, Unterlassen von
Kontrolle und Untätigkeit bei Anhaltspunkten für ein sorgfaltswidriges
Verhalten der beauftragten Person. Diese Grundsätze gelten für sämtli-
che Arbeitsbereiche und somit auch für die Pflege und medizinische
Behandlungen. Angelehnt sind diese Grundsätze an § 831 BGB30- die
Haftung für den Verrichtungsgehilfen-.

Delegation von Aufgaben erfolgt auf vertikaler Ebene vom Arzt
auf die examinierte Pflegekraft, vom Chefarzt auf den Stationsarzt, von
der Pflegedienstleitung auf die Wohnbereichsleitung; horizontal von

1.2

26 Timpe, Der Vertrauensgrundsatz, StraFo 2016, 11 (19).
27 https://www.duden.de/rechtschreibung/delegieren.
28 Peters, Strafrechtliche Risiken bei der Delegation ärztlicher Leistungen an den Arzt

im Praktikum, StV 2001, 708 (709 II.).
29 Fischer, StGB, § 222 Rdnr. 32.
30 Vgl. zum Gesetzestext: https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__831.html.

I Allgemeine Grundsätze

10



examinierter Pflegekraft auf eine andere examinierte Pflegekraft oder
auch Pflegehilfskraft.

Die Möglichkeiten einer strafbaren Handlung bei Übertragung
und Übernahme einer Aufgabe sind vielfältig, weshalb die Grundsätze
einer ordnungsgemäßen Delegation einer Aufgabe nachfolgend darge-
stellt werden.

Zunächst muss die delegierende Person sich sicher sein, dass dieje-
nige Person, die die Aufgabe übernehmen soll, dazu fachlich in der
Lage ist.

Die fachliche Qualifikation darf nach einer Ausbildung zum Ge-
sundheits- und Krankenpfleger oder Pflegefachmann gem. § 3 Abs. 2
Nr. 2a KrPflG vorausgesetzt werden, wenn als Ausbildungsziel defi-
niert wird, dass im Rahmen der Mitwirkung bei Behandlungen ärzt-
lich veranlasste Maßnahmen eigenständig durchgeführt werden kön-
nen.

Eine entsprechende Qualifikationsanforderung formuliert § 3
Abs. 1 Nr. 1 u. 2 AltPflG für die Ausbildung Altenpfleger. Nach erfolg-
reicher Ausbildung darf die sach- und fachkundige Pflege (Nr. 1) und
die Mitwirkung bei der Behandlung kranker alter Menschen ein-
schließlich der Ausführung ärztlicher Verordnungen (Nr. 2) erwartet
werden.

Es kommt für die strafrechtliche Bewertung darauf an, ob die die
Aufgabe delegierende Person die mit der Delegation beauftragte Per-
son mit größter Sorgfalt aussuchte.

Auf die formelle fachliche Qualifikation31 dürfen sich der Chefarzt
beim Stationsarzt, die Pflegedienstleitung bei der examinierten Pflege-
kraft, aber auch die Arbeitskollegen untereinander verlassen, wenn
eine examinierte Pflegekraft mit einer Aufgabe betraut wird, die diese
ausführen soll32.

Die Aufgabe darf trotz formeller Qualifikation nicht übertragen
werden, wenn Zweifel daran bestehen, ob die beauftragte examinierte
Pflegekraft oder der Stationsarzt die Aufgabe tatsächlich auch bewälti-
gen kann.

31 Bock/Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, S. 106 Rdnr.3.
32 BGH 1 StR 440/79 vom 2.10.1979 in NJW 1980, 649 (650 a) Vertrauensgrundsatz

beim Zusammenwirken mehrerer Fachrichtungen bei einer Operation.
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Daneben muss die Aufgabe auch tatsächlich delegierbar sein. Auf-
gaben, die ausschließlich dem Arzt oder der Pflegedienstleitung bzw.
examinierten Pflegekräften vorbehalten sind, sind nicht delegationsfä-
hig33.

Die examinierte Pflegekraft darf das Herrichten der Medikamente
für die zu pflegenden Personen nicht an Auszubildende oder an Pfle-
gehelfer übertragen. Die Medikamentenversorgung obliegt ausschließ-
lich examinierten Pflegekräften. Auszubildende dürfen die Medika-
mente nur unter ständiger Aufsicht einer examinierten Pflegekraft her-
richten, aber nicht als eigene übertragene Aufgabe ausführen. Die
strenge Aufsicht über die mit der Aufgabe betrauten Pflegeperson ist
wesentlicher Bestandteil der zulässigen Delegation einer Aufgabe.

Der Delegierende ist daneben nur dann aus seiner strafrechtlichen
Verantwortung befreit, wenn er die zu übernehmende Aufgabe genau
beschrieben hat und die zu pflegende Person darin einwilligte, die
pflegende/ärztliche Behandlung von einer anderen Person als der dele-
gierenden ausführen zu lassen.

Bei gleicher fachlicher Qualifikation bedarf es nicht einer erneuten
Einwilligung der zu pflegenden Person, wenn eine solche bereits erteilt
war. Soll jedoch der Auszubildende unter Aufsicht der examinierten
Pflegekraft die Behandlung ausführen, so bedarf es mangels gleichwer-
tiger Qualifikation der handelnden Personen einer erneuten Einwilli-
gung.

Da das Strafrecht ausschließlich tätereigenes, aber nicht täterfrem-
des Verhalten sanktioniert, trifft die delegierende Person keine straf-
rechtliche Verantwortung für das Verhalten der mit der Aufgabe be-
trauten Person, wenn diese trotz formeller und materieller Qualifikati-
on eine strafrechtlich zu sanktionierende Handlung begeht. Dieser
Grundsatz gilt dann nicht, wenn eine Notwendigkeit bestand, die mit
der Aufgabe betraute Person bei deren Verrichtung zu überwachen34.

Die mit der Aufgabe betraute Person muss ihrerseits darauf auf-
merksam35 machen, wenn sie die delegierte Aufgabe nicht mit der ent-

33 Bock/Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, S. 167 Rdnr. 294 für originär ärzt-
liche Tätigkeiten.

34 Sprau/Palandt, BGB, § 831 Rdnr. 15.
35 Bock/Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, S. 170 Rdnr. 298- Übernahmever-

schulden.
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sprechenden fachlichen Qualifikation ausführen kann, obwohl die for-
melle Qualifikation vorliegt oder die mit der Aufgabe betraute Person
aufgrund ihres Ausbildungsstandes weiß, dass sie die an sie übertrage-
ne Aufgabe tatsächlich mangels Delegierbarkeit nicht ausführen darf,
sog. Übernahmeverschulden36. Hat die examinierte Pflegekraft bei-
spielhaft eine Fortbildungsveranstaltung im Umgang mit Beatmungs-
geräten besucht und gibt es darüber eine Teilnahmebestätigung, so
dürfen die übrigen Pflegekräfte und auch die Pflegedienstleitung da-
von ausgehen, dass die Pflegekraft die Beatmungsgeräte korrekt ein-
setzt. Ist die Pflegekraft allerdings unsicher im Umgang mit dem Beat-
mungsgerät, so hat diese darauf aufmerksam zu machen und gegebe-
nenfalls das Beatmungsgerät nochmals unter Beobachtung und Auf-
sicht anzuschließen, bevor diese die Aufgabe selbstständig ausführt.
Diese Vorgehensweise gebietet sich bei sämtlichen Pflege- und Be-
handlungsmaßnahmen, je höher der Grad der Gefährdung der zu pfle-
genden Person durch ein Fehlverhalten ist.

Möglicherweise wäre ein solches Verhalten auch in einem Fall zu
erwarten gewesen, in dem durch eine Auszubildende in einem Kran-
kenhaus ein Beatmungsgerät um 180° verdreht wurde und woraufhin
diese die Anschlüsse des Gerätes verwechselte. Die Folge hiervon war,
dass in die Lunge der Patientin nicht Sauerstoff, sondern destilliertes
Wasser floss und die Patientin verstarb; die Auszubildende sah sich ei-
nes Verfahrens wegen fahrlässiger Tötung, § 222 StGB, ausgesetzt37.

Fraglich ist, ob für den Tod dieser Patientin nur die Auszubildende
verantwortlich war.

Fehlte der Schülerin die Ausbildung an dem Beatmungsgerät oder
war diese im Umgang mit dem Beatmungsgerät fachlich noch überfor-
dert, so hätte sich die Person, die die Schwesternschülerin mit der Auf-
gabe betraute, möglicherweise wegen eines Auswahlverschuldens hin-
sichtlich der mit der Aufgabe betrauten Person (Schwesternschülerin)
wegen des Todes der Patientin strafbar gemacht.

Durfte jedoch aufgrund des Ausbildungsstandes und einer ent-
sprechenden Aufsicht und Beobachtung davon ausgegangen werden,
dass die Auszubildende das Beatmungsgerät ordnungsgemäß anschlie-

36 Bock/Ulsenheimer, Arztstrafrecht in der Praxis, S. 106 Rdnr. 302.
37 Saarbrücker Zeitung Bericht vom 22.11.2011.
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